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Stadtteilorientierte kommunale 
Steuerung mittels integrierter 
Handlungskonzepte

Integratives (Verwaltungs-) Handeln ist zumin-
dest im Zusammenhang mit entsprechenden 
Förderprogrammen auf EU- und nationaler 
Ebene sowie bei Fachdiskussionen zur Stadt-
entwicklung ein hochaktuelles Thema. 

Dabei werden allerdings zwei Dinge deutlich: 
Einerseits gibt es mittlerweile vielfältige Vor-
stellungen und unterschiedliche Konzeptideen 
zu integrierter Stadtteilentwicklung, anderer-
seits zeigt sich in der Praxis, dass diese Vielfalt 
nicht nur zu Erfolgen (unter anderem zu „maß-
geschneiderten“ Lösungen für einige Gebiete), 
sondern auch zu Unsicherheiten und Schwie-
rigkeiten im Umgang mit integrierten Hand-
lungskonzepten führen kann. Dies mag unter 
anderem dem Umstand geschuldet sein, dass 
dieses Thema noch vergleichsweise neu ist 
und sich daher Routinen und „good practice“ 
noch zu wenig verbreiten konnten. Diese Am-
bivalenz ist auch bei der Umsetzung des Bund-
Länder-Programms „Stadtteile mit besonde-
rem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ zu 
beobachten, weshalb im Folgenden im Sinne 
einer „Spurensuche“ der Frage nachgegangen 
werden soll, wie integrierte Handlungskonzep-
te in den verschiedenen Programmvorgaben, 
aber auch in den teilnehmenden Gebieten de-
finiert bzw. welche inhaltlichen Anforderungen 
an sie gestellt werden. Damit hängt auch die 
grundsätzliche Frage zusammen, was über-
haupt in den benachteiligten Stadtteilen der 
Sozialen Stadt gesteuert werden soll.

1. Verwaltungsvereinbarung: Relevanz inte-
grierter Handlungskonzepte für die Umset-
zung des Programms Soziale Stadt

Grundlage und Ausgangspunkt der Umsetzung 
des Bund-Länder-Programms „Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale 
Stadt“ ist die jährlich zwischen Bund und Län-
dern zu schließende „Verwaltungsvereinba-
rung über die Gewährung von Finanzhilfen des 
Bundes an die Länder nach Artikel 104 a Absatz 
4 des Grundgesetzes zur Förderung städtebau-
licher Maßnahmen (VV-Städtebauförderung)“. 
Darin finden sich unter Absatz 4 vier Ziffern 
zur „Förderung von Maßnahmen der Sozialen 
Stadt“. In Ziffer (1) heißt es unter anderem: 
„Die Probleme […] [der] Stadtteile mit beson-
derem Entwicklungsbedarf sind mit einem in-
tegrierten Entwicklungskonzept im Sinne einer 
ganzheitlichen Aufwertungsstrategie in einem 

umfassenderen Zusammenhang zielgerichteter 
sozialer und ökologischer Infrastrukturpolitik 
anzugehen“ (eigene Hervorhebungen). Im Mit-
telpunkt steht also ein Gebietsfokus, unter dem 
eine Vielzahl unterschiedlicher Handlungsfel-
der im Sinne einer integrativen Strategie zu-
sammengebracht werden sollen. Im weiteren 
Verlauf von Ziffer (1) werden als Beispiele unter 
anderem genannt: Verbesserung der Wohnver-
hältnisse und des Wohnumfeldes, Einleitung 
neuer wirtschaftlicher Tätigkeiten/Förderung 
von Unternehmensgründungen, Verbesserung 
des Angebots an bedarfsgerechten Aus- und 
Fortbildungsmöglichkeiten, Verbesserung der 
sozialen Infrastruktur insbesondere für junge 
Menschen, Integration von Migranten/innen, 
Stadtteilkultur, Freizeit, Umweltentlastung. 

In Ziffer (3) heißt es noch expliziter: „Maß-
nahmebegleitend ist ein auf Fortschreibung 
angelegtes gebietsbezogenes integriertes 
Entwicklungskonzept durch die Gemeinden 
aufzustellen“ (eigene Hervorhebungen), das 
aus einem Planungs- und Umsetzungskonzept 
sowie einer Kosten- und Finanzierungsüber-
sicht besteht. Konkreter sollen sowohl „zielori-
entierte integrierte Lösungsansätze“ als auch 
eine (Kosten-)Übersicht der Maßnahmen aller 
zu involvierenden Träger enthalten sein. Zwar 
wird an dieser Stelle noch nicht deutlich, was 
unter integrierten Ansätzen explizit zu verste-
hen ist, doch setzt die Einbeziehung sämtlicher 
involvierter Träger ein hohes Maß an Koope-
ration bisher mehr oder weniger unabhängig 
voneinander handelnder Akteure/innen vor-
aus. Darüber hinaus sollen die Konzepte auf 
Fortschreibung angelegt sein, was auf die Be-
teiligung der (unterschiedlichen) Akteure/innen 
auch im laufenden Prozess hinweist und den 
offenen Charakter integrierter Handlungskon-
zepte stark betont.

Weitere Einzelheiten finden sich in der Ver-
waltungsvereinbarung nicht; hier wird in Ziffer 
(4) auf die Rolle der Länder bei der Program-
mumsetzung verwiesen: „Näheres bestimmen 
die Förderungsrichtlinien der Länder“. Es soll-
te an dieser Stelle jedoch hervorgehoben wer-
den, dass die explizite Erwähnung integrierter 
Handlungskonzepte in der Verwaltungsverein-
barung deren grundlegende Bedeutung aus 
der Perspektive von Bund und Ländern betont 
– viele andere Teilaspekte und Programmbe-
standteile finden erst in den Richtlinien und 
Informationen der Länder Erwähnung (vgl. 
Abschnitt 3).

2. Empfehlungen zur Erstellung integrierter 
Handlungskonzepte im Leitfaden der ARGE-
BAU

Nicht viel mehr Einzelheiten, jedoch detaillier-
tere Hinweise auf die gewünschte Form und 
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Beschaffenheit Integrierter Handlungskon-
zepte finden sich im Leitfaden der ARGEBAU 
(Ausschuss für Bauwesen und Städtebau und 
Ausschuss für Wohnungswesen), auf deren 
Initiative das Programm Soziale Stadt zurück-
geht. Hier wird der auch schon in der Verwal-
tungsvereinbarung angesprochene Aspekt der 
Mittel-Bündelung verstärkt, indem unter Punkt 
4.2 darauf hingewiesen wird, dass die erforder-
lichen Kosten- und Finanzierungsübersichten 
den „notwendigen gebündelten Mitteleinsatz 
aus unterschiedlichen privaten und öffentli-
chen Haushalten widerspiegeln“ müssen. Au-
ßerdem heißt es hier, integrierte Handlungs-
konzepte bildeten „die Basis für den Mittel- und 
Personaleinsatz aller betroffenen Fachressorts/
Ämter“ (ARGEBAU 2000), was als deutlicher 
Hinweis auf die Notwendigkeit ressortüber-
greifender Abstimmungen interpretiert werden 
kann. Schließlich sollen integrierte Handlungs-
konzepte „eine verlässliche Grundlage für die 
Aktivierung der örtlichen Potenziale“ (ARGE-
BAU 2000) bilden, womit mindestens der Ge-
bietsfokus angesprochen wird. Die Frage, was 
unter „örtlichen Potenzialen“ zu verstehen ist, 
bleibt an dieser Stelle offen. Jedoch kann inter-
pretiert werden, dass es sich nicht nur um ma-
terielle, sondern auch um menschliche Potenzi-
ale handelt, die hier einbezogen werden sollen. 
Somit wären integrierte Handlungskonzepte 
unter anderem Grundlagen für die Aktivierung 
und Beteiligung der Gebiets-Bevölkerungen 
und anderer lokaler Akteure/innen.

3. Ausführungen zu Integrierten Handlungs-
konzepte in den Förderrichtlinien der Länder

Der Passus „Näheres bestimmen die Förde-
rungsrichtlinien der Länder“ in Art. 4 (4) der 
Verwaltungsvereinbarung findet in eben die-
sen Ländern einen sehr unterschiedlichen 
Niederschlag: Während fünf Bundesländer 
die Ausführungen der Verwaltungsverein-
barung zu integrierten Handlungskonzepten 
kommentarlos übernommen haben (Baden-
Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein, Thüringen), finden sich in 
vier weiteren Bundesländern zumindest ergän-
zende Anforderungen zu Inhalt und Verfahren 
(Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern). In Sachsen-Anhalt gilt dies für 
diejenigen Programm-Gebiete, die gleichzeitig 
durch die Landesinitiative URBAN 21 gefördert 
werden (vgl. Difu 2003, S. 76).

Explizite detaillierte Ausführungen dessen, 
was unter integrierten Handlungskonzepten zu 
verstehen sei, bis hin zu konkreten Vorgaben, 
finden sich in den Richtlinien und Programm-
informationen Bayerns, Hamburgs, Hessens, 
Nordrhein-Westfalens, des Saarlands und 
Sachsens. Darin werden unter anderem die 

Erarbeitung und Vorlage integrierter Hand-
lungskonzepte als Fördervoraussetzung defi-
niert (Bayern, Nordrhein-Westfalen, Saarland), 
eine Leitbildfunktion der Konzepte erwartet 
(Bayern, Hamburg, Hessen), Mindestanforde-
rungen an die Bestandteile integrierter Hand-
lungskonzepte – z.B. Leitziele, Handlungsfel-
der, Entwicklungsstrategien, Maßnahmen 
– formuliert (Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Sachsen), eine detaillierte Gebiet-
sauswahl unter anderem auf Basis einer Stär-
ken-Schwächen-/Problem-Potenzial-Analyse 
verlangt (Sachsen), die breite Mitwirkung der 
Quartiersbevölkerung und anderer lokaler Ak-
teure/innen bei der Konzepterstellung betont 
(Bayern, Hessen, Sachsen) oder Fortschreibu
ng(sfähigkeit) eingefordert (Hamburg, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen). In den Richtlinien bzw. 
Programminformationen Hessens, Nordrhein-
Westfalens und Sachsens finden sich darüber 
hinaus vergleichsweise detaillierte Angaben zu 
Management- und Organisationsformen, die 
sich aus der Perspektive des jeweiligen Landes 
für die Erstellung und Fortschreibung integrier-
ter Handlungskonzepte eignen und daher zu er-
proben sind (vgl. Difu 2003, S. 76ff.).

Insgesamt zeichnen sich also die Vorgaben 
der am Programm Soziale Stadt teilnehmenden 
Bundesländer zu integrierten Handlungskon-
zepten durch unterschiedliche Regelungstiefen 
und eine breite Vielfalt an Detailangaben aus.

4. Programmbegleitung durch das Deutsche 
Institut für Urbanistik (Difu): Status Quo 
integrierter Handlungskonzepte in den Pro-
gramm-Gebieten der Sozialen Stadt

Zwar ist die Erarbeitung integrierter Handlungs-
konzepte mehr oder weniger explizite Förder-
voraussetzung – wie dargestellt, teilweise auch 
mit konkreten Hinweisen auf Funktion und Be-
schaffenheit der Konzepte –, doch reichen diese 
Vorgaben für eine detaillierte Umsetzung offen-
sichtlich nicht aus. Zumindest während der ers-
ten beiden Jahre der Programmumsetzung gab 
es in den meisten Programm-Gebieten kaum 
konkretere Vorstellungen über Form und Ver-
fahren der Konzepterstellung (vgl. Difu 2003, S. 
75). Dies spiegelte sich unter anderem im „Ver-
breitungsgrad“ integrierter Handlungskonzep-
te zum Zeitpunkt einer Difu-Befragung wieder, 
die im Jahr 2002 in den Programm-Gebieten 
durchgeführt worden war . Die Befragungser-
gebnisse wurden durch qualitative Aussagen 
aus den Berichten der „Programm-Begleitun-
gen-vor-Ort“ in den 16 Modellgebieten  bestä-
tigt oder relativiert. So lagen integrierte Hand-
lungskonzepte Mitte des Jahres 2002 erst in 
sieben Bundesländern für alle Gebiete vor oder 
befanden sich dort in der Erarbeitungsphase 
(Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, Saar-
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land, Sachsen, Schleswig-Holstein, Thüringen). 
Bundesweit zeigte sich, dass zum Zeitpunkt der 
Befragung erst 63% der Programm-Gebiete ein 
integriertes Handlungskonzept vorgelegt hat-
ten. Weitere 21% gaben an, sich in der Erarbei-
tungsphase zu befinden, und für immerhin 13% 
galt weder das eine noch das andere. Für die 
Modell-Gebiete fiel die Relation ähnlich aus: 
hier waren bis Mitte 2002 in elf der 16 Gebiete 
integrierte Handlungskonzepte erarbeitet wor-
den (Difu 2003, S. 78f.)

Auch die Frage, welche Elemente ein inte-
griertes Handlungskonzept beinhalten soll, 
wird in den Gebieten teilweise sehr unter-
schiedlich beantwortet. Fasst man dazu die 
Ergebnisse der Programm-Begleitungen-vor-
Ort, die Kernaussagen von Fachdiskussionen 
zum Thema, sowie die Angaben zu integrierten 
Handlungskonzepten in Länderrichtlinien und 
-informationen zusammen, kristallisieren sich 
jedoch einige grundlegende Bausteine eines 
qualitätsvollen integrierten Handlungskonzep-
tes heraus (Difu 2003, S. 80ff.):
< Identifizierung von Problemen und Potenzi-

alen sowie Klärung von Handlungsbedarfen 
(unter anderem als Grundlage einer fun-
dierten und begründeten Gebietsauswahl 
im gesamtstädtischen Kontext);

< Formulierung von Leitvorstellungen/Leitbil-
dern und Zielen sowie daraus abgeleiteten 
Maßnahmen und Projekten (bei Einbettung 
in ein gesamtstädtisches Entwicklungskon-
zept);

< Organisatorische Überlegungen zur Pro-
grammumsetzung (unter anderem Vorstel-
lung geeigneter Management- und Organi-
sationsformen; Ausführungen zu Strategien 
zur Ressourcen-Bündelung, Aktivierung 
und Beteiligung der Quartiersbevölkerung, 
Öffentlichkeitsarbeit; Kosten- und Finanzie-
rungsübersicht);

< Evaluierung der Programmumsetzung (z.B. 
begleitende Prozess-Evaluierung, kontinu-
ierliches Stadt(teil)-Monitoring);

< Entwicklung von Verstetigungs-Strategien.
Für einen Großteil der an der Befragung betei-
ligten Programm-Gebiete wurde angegeben, 
dass diese Bausteine tatsächlich Elemente 
der jeweiligen integrierten Handlungskonzep-
te waren bzw. sind – eine Ausnahme bildete 
der Bereich Evaluierung/Monitoring (Difu 
2003, S. 89). Ein ähnlich positives Bild ergibt 
sich, wenn man die möglichst gleichberech-
tigte Berücksichtigung der für ein integratives 
Handlungskonzept notwendigen inhaltlichen 
Handlungsfelder aus den Bereichen Städtebau, 
Soziales, Wirtschaft, Kultur und Umwelt in den 
Konzepten betrachtet (Angabe der häufigsten 
Nennungen bei n=187; Mehrfachnennungen 
waren möglich; vgl. Difu 2003, 83f):

Dabei fällt auf, dass baulich-städtebauliche, kul-
turelle und – im weitesten Sinne – soziale The-
menbereiche, aber auch die Bereiche Bildung 
und Beschäftigung gleichermaßen an vorderen 
Positionen stehen, es sich also zumindest von 
der Form her größtenteils tatsächlich um inte-
grierte Konzepte handelt. Allerdings beklagen 
einige Länder das rein additive Auflisten dieser 
Handlungsfelder (vgl. Difu 2003, S. 84f.), die 
nicht erkennbar in eine kohärente Strategie 
eingebaut zu sein scheinen – dies wiederum 
widerspräche dem integrativen Charakter.

Mit Blick auf den Prozess der Konzepterstel-
lung müssen wieder die eingangs konstatierten 
Unsicherheiten aufgerufen werden. Da die Ver-
waltungsvereinbarung offen lässt, wann ein in-
tegriertes Handlungskonzept im Laufe der Pro-
grammumsetzung erarbeitet werden soll – die 
Vereinbarung beschränkt sich hier auf den Ter-
minus „maßnahmebegleitend“ (VV 2005 Art. 
4 [3]), bleiben den am Programm beteiligten 
Kommunen im Wesentlichen zwei Verfahrens-
möglichkeiten mit ihren jeweiligen Vor- und 
Nachteilen: Das Konzept kann bereits im Vor-
feld von Verwaltungsseite erstellt werden und 
liegt damit zu Beginn der Programmumsetzung 
vor. Dadurch kann der gesamte Prozess zwar 
zielgerichtet anlaufen (was unter anderem die 
rasche Realisierung von „Schlüsselprojekten“ 
und damit erste Akzentsetzungen ermöglicht), 

Wohnumfeld / Öffentlicher Raum / 
Sicherheit

155

Soziale Aktivitäten / Soziale 
Infrastruktur

153

Image und Öffentlichkeitsarbeit 148

Kinder- und Jugendhilfe 147

Sport und Freizeit 142

Zusammenleben unterschiedlicher 
sozialer und ethnischer Gruppen

140

Schulen und Bildung im Stadtteil 137

Beschäftigung 135

Stadtteilkultur 135

Verkehr 131

Qualifizierung und Ausbildung 130

Lokaler Wohnungsmarkt / 
Wohnungswirtschaft

126

Familienhilfe 107

Umwelt 106

Seniorenhilfe 104

Wertschöpfung im Gebiet 87

Beteiligung, Empowerment 77

Gesundheit 73

Prozess- und Ergebnisevaluation 63

Monitoring 49

Sonstige 10
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muss dann aber in Richtung Beteiligung geöff-
net werden, damit es nicht beim reinen top-
down-Konzept bleibt. Bei der zweiten Möglich-
keit wird das integrierte Handlungskonzept erst 
im Laufe der Programmumsetzung erarbeitet. 
Dadurch ist es von Anfang an offen und bie-
tet von vornherein Beteiligungsmöglichkeiten. 
Allerdings entwickelt sich der Umsetzungspro-
zess erst allmählich und läuft mitunter Gefahr, 
an manchen Stellen beliebig zu wirken. Auf 
jeden Fall gehen mit beiden Vorgehensweisen 
unterschiedliche Gewichtungen von top-down- 
und bottom-up-Strategien einher (Difu 2003, 
S. 86ff.). Nach Erkenntnissen der Programm-
Begleitung des Difu hat sich das Verhältnis 
beider Vorgehensweisen zueinander während 
der ersten Jahre der Programmumsetzung 
(1999-2001) von der Dominanz bereits „vor-
gefertigter“ integrierter Handlungskonzepte 
in Richtung Ausgeglichenheit beider Varianten 
entwickelt (Difu 2003, S. 88).

Die Federführung für die Erstellung, Abstim-
mung und Fortschreibung integrierter Hand-
lungskonzepte liegt nach den Ergebnissen der 
Difu-Befragung in mehr als der Hälfte der Fälle 
in jenen Verwaltungsbereichen, die „klassi-
scherweise“ mit Stadt(teil)erneuerung zu tun 
haben: Planen, Bauen, Verkehr. Hier muss dar-
auf geachtet werden, dass zumindest auch die 
sozialen Belange der Quartiersentwicklung 
gleichberechtigt berücksichtigt werden. Als 
eine Möglichkeit bietet sich eine geteilte Fe-
derführung beider Bereiche im Rahmen einer 
„Tandemlösung“ an (vgl. Difu 2003, S. 89), wie 
sie gegenwärtig allerdings für nur wenige Ge-
biete praktiziert wird.

Im Hinblick auf kooperative Prozesse bei der 
Erarbeitung integrativer Handlungskonzepte – 
Einbeziehung von Vertretern/innen aus Politik, 
Verwaltung, Wirtschaft, der Träger sowie der 
Quartiersbevölkerung auf Verwaltungs- und 
Quartiersebene sowie „dazwischen“ im inter-
mediären Bereich (vgl. zum „3-Ebenen-Mo-
dell“ von Quartiermanagement: Difu 2003, S. 
170-191) – zeigen sich insbesondere fünf Punk-
te, die noch auf Verbesserungsmöglichkeiten 
hinweisen (vgl. Difu 2003, S. 90ff):
< Die notwendigen Abstimmungs- und Betei-

ligungsprozesse werden in einigen Fällen 
als personell und zeitlich zu aufwändig be-
trachtet.

< Oftmals sind nicht alle relevanten Fach-
bereiche vertreten (z.B. Wirtschaft, Kultur, 
Umwelt, Bildung, Finanzen, Gesundheit).

< Nicht immer sind die Teilnehmer/innen 
ressortübergreifender Gremien mit den 
notwendigen Entscheidungsbefugnissen 
ausgestattet.

< Die Mitwirkung verwaltungsexterner Ak-
teure ist insbesondere in den Bereichen 

(lokale) Wirtschaft und Arbeitsverwaltung 
oftmals unzureichend.

< Bei der Beteiligung der Quartiersbevölke-
rung wird vielfach die schlechte Erreich-
barkeit bisher nicht organisierter Bevölke-
rungsgruppen beklagt.

Zusammenfassend erweisen sich integrierte 
Handlungskonzepte aus der Perspektive der 
Programm-Begleitung durch das Difu als „Ent-
scheidungshilfe und Controllingkomponente 
für die Mittel vergebende Landesinstanz“ (Difu 
2003, S. 95). Auf kommunaler Ebene ist es in 
erster Linie ein „Orientierungsrahmen für die 
Steuerung der Programmumsetzung“ (eben-
da), was sich insbesondere auf Projektent-
wicklung und -realisierung, Mittel-Bündelung 
sowie Transparenz über Stadtteilentwicklung 
bezieht. Weiter haben integrierte Handlungs-
konzepte die Funktion einer „Plattform für die 
Verständigung der Beteiligten“ zu allen Be-
langen der Programmumsetzung. Auch sol-
len sie „Grundlage für Vertrauensbildung und 
Planungssicherheit“ sowie „verlässliche Basis 
für den Mitteleinsatz aller betroffenen Behör-
den sowie privater Investoren“ sein (ebenda). 
Schließlich stellt ein integriertes Handlungs-
konzept aus Sicht des Difu einen „’Prüfstein’ 
für die Effizienz von Verwaltungsmodernisie-
rung“ dar (ebenda).

Im Zuge der Programm-Begleitung ist aller-
dings auch deutlich geworden, dass es sich 
bei integrierten Handlungskonzepten um ein 
Instrument handelt, welches sich noch (im-
mer) im Entwicklungsstadium befindet und 
eine große Spannbreite an Variationen auf-
zeigt: „von der Übernahme wenig aktueller Er-
gebnisse aus vorbereitenden Untersuchungen 
[…] über städtebaulich dominierte und sozial 
angereicherte Rahmenpläne, bis zu umfassen-
den integrativen Konzepten auf Basis neuer 
gesamtstädtischer kleinräumiger Analysen mit 
ausgearbeiteten Leitvorstellungen und detail-
lierten Vorschlägen zur Umsetzung“ (Difu 2003, 
S. 97). Ebenso unterschiedlich ist der Grad der 
Einbeziehung der Quartiersbevölkerung und 
anderer lokaler Akteure in die Konzepterstel-
lung und -fortschreibung. Hier kommt das Difu 
zu dem Schluss: „Als Dreh- und Angelpunkt 
für den Erfolg von integrierten Handlungskon-
zepten – und zwar gleichermaßen für deren 
Erarbeitung, Abstimmung und Fortschreibung 
– erweist sich, die Akteure vor Ort wirklich zu-
sammenzubringen, sie in der Sache zu vernet-
zen“ (ebenda). Die Qualität integrierter Hand-
lungskonzepte hängt also in starkem Maße von 
der Einrichtung leistungsstarker Management- 
und Organisationsformen ab (Quartierma-
nagement auf Verwaltungs- und Gebietsebene 
sowie im intermediären Bereich).
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5. Anmerkungen zu Integrierten Handlungs-
konzepten in der Zwischenevaluierung zum 
Programm Soziale Stadt

Auch in der Zwischenevaluierung zur Sozialen 
Stadt werden integrierte Handlungskonzep-
te prinzipiell als Kernelemente der Program-
mumsetzung herausgestellt. Dabei sehen die 
Evaluierenden jedoch bereits auf der überge-
ordneten Ebene von Programminformationen 
und Programm-Begleitung widersprüchliche 
Anforderungen an dieses Instrument: So sol-
len integrierte Handlungskonzepte einerseits 
die Rolle von Orientierungsrahmen für den 
Prozess der Programmumsetzung überneh-
men, andererseits aber im Idealfall erst im Pro-
zessverlauf selbst entwickelt werden. Ebenfalls 
ambivalent sei die Forderung, möglichst alle 
relevanten Akteure und deren Strategien ein-
zubeziehen – also ein Höchstmaß an Komple-
xität zu erzeugen –, bei der Konzeptdarstellung 
aber gleichzeitig auf Allgemeinverständlichkeit 
und Prägnanz abzuzielen. Auch widersprechen 
sich aus der Perspektive der Evaluierenden die 
Forderungen nach Offenheit bzw. Flexibilität 
und der Anspruch an integrierte Handlungs-
konzepte, eine verbindliche Planungsgrund-
lage sowie Basis für teilweise mehrjährige 
Mittelbewilligungen darzustellen. Schließlich 
wird darauf hingewiesen, dass ein hoher Grad 
von Beteiligung „von unten“ nur bedingt mit 
der Einbettung des Programms Soziale Stadt 
in die Spezifik der Städtebauförderung und an-
derer Förderinstrumente mit ihren je eigenen 
Förderlogiken, Regeln der Mittelbereitstellung, 
Förderzeiträumen etc. in Einklang zu bringen 
ist (vgl. BBR/IfS 2004, S. 84f.).

Für die konkrete Umsetzungspraxis wird im 
Evaluationsbericht konstatiert, dass die Ergeb-
nisse quantitativer Erhebungen zu Form, Ver-
fahren und inhaltlichen Punkten integrierter 
Handlungskonzepte (vgl. vorherigen Abschnitt) 
zwar ein durchaus positives Bild insbesonde-
re der Verbreitung der Konzepte in den Pro-
gramm-Gebieten zeichnen, nach qualitativer 
Analyse der Konzepte in den Fallbeispiel-Städ-
ten für die Evaluations-Studie aber dennoch 
einige gravierende Kritikpunkte zu berücksich-
tigen seien (vgl. BBR/IfS 2004, S. 85f.):
< Einige integrierte Handlungskonzepte sind 

lediglich erarbeitet worden, um die Pro-
grammauflagen zu erfüllen, sie haben da-
her eine nur geringe Relevanz für die tat-
sächliche Programmumsetzung.

< Oftmals findet Beteiligung bei der Erarbei-
tung der integrierten Handlungskonzepte 
lediglich pro forma statt, da die Ziele der 
Stadtteilentwicklung bereits im Vorfeld fest-
stehen.

< In vielen Fällen ist die Gebietsauswahl nicht 
im gesamtstädtischen Zusammenhang er-

folgt.
< Häufig fehlt ein aus dem Gebiet heraus 

entwickeltes Leitbild, und an dieser Stelle 
beschränken sich integrierte Handlungs-
konzepte auf bloße Problembeschreibun-
gen und entsprechend gegenübergestellte 
Zielformulierungen.

< Einige Konzepte bestehen lediglich aus 
additiven Projektideen, um möglichst alle 
(vorgegebenen) Handlungsfelder zu bedie-
nen. Dies lässt noch keine kohärente, pro-
zessorientierte Strategie erkennen.

< Häufig fehlt die Darstellung der integrativen 
Vernetzung unterschiedlicher Verwaltungs-
ressorts.

Bei allen Unzulänglichkeiten und auch kritik-
würdigen Punkten am gegenwärtigen Umgang 
mit integrierten Handlungskonzepten im Rah-
men der Umsetzung des Programms Soziale 
Stadt kommt die Evaluations-Studie doch zu 
einem positiven Schluss, der angesichts der 
Neuartigkeit, der Komplexität und der noch 
immer vergleichsweise kurzen Laufzeit des 
Programms nicht oft genug betont werden 
kann: „Trotzdem bleibt festzuhalten, dass die 
Konzepte insofern einen Gewinn für die Quar-
tiersentwicklung darstellen, als sie den Blick 
über die bauliche und städtebauliche Interven-
tion auf die sozialen Prozesse lenken und ein 
mehrdimensionales Zielesystem für die Quar-
tiersentwicklung aufzeigen“ (BBR/IfS 2004, S. 
86). Dennoch werden in der Evaluations-Stu-
die auch Ansätze für Verbesserungen genannt 
(Ebenda, S. 87ff.). Beispiele sind:
< Die Gebietsauswahl und die Entwicklung 

von „Leitvorstellungen für das Quartier“ 
müssen im gesamtstädtischen Kontext er-
folgen. Grundlage ist unter anderem eine 
„fundierte“ Problem- und Potenzialanaly-
se.

< An der Identifizierung von Problemen und 
Potenzialen des Gebiets sowie bei der Ent-
wicklung von Zielen und Handlungsfeldern 
für die Quartiersentwicklung sollten Vertre-
ter/innen der Verwaltung, externe Akteure 
und die lokale Bevölkerung beteiligt sein.

< „Handlungsfelder sollten sich aus den Ziel-
definitionen und diese wiederum aus der 
Problemdiagnose herleiten, sodass ein ‚ro-
ter Faden’ erkennbar ist“ (BBR/IfS 2004, S. 
87). Auf eine schematische „Bedienung“ 
externer Vorgaben muss verzichtet wer-
den.

< Bei der Gebietsanalyse sollten (städte)-bau-
liche und soziale Aspekte eine gleichberech-
tigte Rolle spielen.

< Die integrierten Handlungskonzepte sollten 
eine kohärente Gebiets-Strategie wieder-
spiegeln.
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< Strategien zur Aktivierung und Beteiligung 
insbesondere der Quartiersbevölkerung 
sollten Bestandteil integrierter Handlungs-
konzepte sein.

< Das Verfahren der Weiterentwicklung in-
tegrierter Handlungskonzepte muss offen 
für Beteiligung bleiben. Die Fortschreibung 
inhaltlicher Handlungsfelder sollte jährlich, 
die Fortschreibung strategischer Hand-
lungsfelder etwa alle drei Jahre erfolgen.

Angesichts des vermissten integrativen Cha-
rakters vieler Konzepte – sowohl in Bezug auf 
die Kohärenz der Strategien als auch auf koo-
perative Verfahren – kann die Forderung nach 
stärkeren Qualitätskriterien und deren Über-
prüfung durch die Programmgeber diskutiert 
werden. In diese Richtung gehen auch zwei 
Empfehlungen im Evaluationsbericht: „Die 
Integrierten Handlungskonzepte sollten Kon-
sistenz hinsichtlich der Probleme, Ziele und 
Handlungsfelder aufweisen und festgelegte 
Qualitätskriterien erfüllen“ und: „Für die Inte-
grierten Handlungskonzepte sollte der Nach-
weis erbracht werden, dass sie in einer ressor-
tübergreifenden Kooperation erarbeitet worden 
sind“ (BBR/IfS 2003, S. 205). Es müsste also da-
rum gehen, dass die Programmrichtlinien nach 
wie vor ein Höchstmaß an Möglichkeiten zur 
flexiblen Anpassung der Konzepte an das je-
weilige Programmgebiet eröffnen, gleichzeitig 
jedoch umfassendere und verbindlichere Min-
deststandards zur Qualitätssicherung im Sinne 
der intendierten Programmziele setzen.
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